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Bundeskabinett billigt Gesetzesdnderungen in der Arbeits-
marktpolitik

Erste Koalitionsvereinbarungen umgesetzt

Das Bundeskabinett hat einen Gesetzentwurf mit ersten Anderungen des Dritten Buches Sozialge-
setzbuch (SGB Ill) und anderer Gesetze gebilligt. Mit dem Gesetzentwurf werden insbesondere Vor-
haben aus dem Bereich Arbeitsmarkt umgesetzt, die bereits zum 1. Januar 2006 in Kraft treten sollen.
Es handelt sich um Vereinbarungen aus dem Koalitionsvertrag.

Folgende Arbeitsmarktpolitische Instrumente, die bis Ende des Jahres 2005 befristet waren, werden
um zwei Jahre, bis Ende 2007, verlangert:

— Entgeltsicherung fir altere Arbeithnehmer: Arbeitslose tber 50 Jahre erhalten bei Aufnahme ei-
ner sozialversicherungspflichtigen Beschéftigung mit einem niedrigeren Nettogehalt als zuvor
den Unterschiedsbetrag zwischen dem alten und dem neuen Nettoentgelt durch einen Zu-
schuss zur Hélfte ausgeglichen. Zusatzlich stockt die Agentur fur Arbeit die Beitrédge zur Ren-
tenversicherung auf. Die Dauer der Forderung richtet sich nach dem Restanspruch auf Arbeits-
losengeld.

— Arbeitgeber, die einen Uber 55jahrigen Arbeithnehmer einstellen, missen fir diesen auch in Zu-
kunft keine Beitrage zur Arbeitslosenversicherung zahlen.

— Die Agentur fiir Arbeit kann auch in Zukunft Trager mit Eingliederungsmaf3nahmen fiir Arbeits-
lose beauftragen. Kiinftig ist lediglich das Ziel, namlich die Eingliederung der Teilnehmer in den
Arbeitsmarkt, vorgegeben.

— Die Moglichkeit fur altere Arbeithnehmer, Arbeitslosengeld oder Arbeitslosengeld Il unter erleich-
terten Voraussetzungen zu beziehen, wird verlangert.

— Die Forderung der sogenannten Ich-AG wird um ein halbes Jahr bis zum 30. Juni 2006 verlan-
gert. Diese Zeit soll genutzt werden, um die Voraussetzungen dafir zu schaffen, die Existenz-
grindungsférderung aus Arbeitslosigkeit zu verbessern und zu vereinheitlichen.

Die berufliche Weiterbildung beschéftigter alterer Arbeithnehmer wird um ein Jahr bis Ende des Jahres
2006 verlangert. Damit bleibt mehr Zeit fur die Evaluierung der Instrumente.

Die Pflicht, sich frihzeitig arbeitssuchend zu melden, besteht kiinftig drei Monate vor Beendigung des
Arbeitsverhéltnisses, es sei denn, der Arbeitnehmer erféhrt erst spater davon. Kinftig wird bei Versto-
Ren gegen die Meldepflicht nicht mehr die Héhe des Arbeitslosengeldes gekiirzt, sondern eine einwo-
chige Sperrzeit verhangt. Die frihzeitige Meldepflicht wird auf Personen beschrankt, deren Arbeits-
oder Ausbildungsverhdltnis endet. Die Bundesagentur fur Arbeit muss kinftig nicht mehr in jedem
Arbeitsagentur-Bezirk eine Personal-Service-Agentur einrichten. Damit kann die Forderung auf erfolg-
reiche Personal-Service-Agenturen konzentriert werden.

Die Frist fur die Umsetzung der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofs, wonach Bereit-
schaftsdienst und Arbeitsbereitschaft seit dem 1. Januar 2004 im vollen Umfang als Arbeitszeit gelten,
wird bis 31. Dezember 2006 verlangert. Damit wird den Beteiligten mehr Zeit eingeraumt, sich auf das
neue Recht einzustellen und die notwendigen Umstellungen vorzunehmen.

Nach: Pressemitteilung des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales v. 29.11.2005

Der vollstéandige Text kann von der folgenden Internetseite abgerufen werden:
http://www.bmgs.bund.de/cin_040/nn_600110/DE/Presse/Pressemitteilungen/Presse-BMAS-2005/PM-29-11-2005bmas-

1,param=.html
Bitte berlicksichtigen Sie, dass &ltere Links evtl. keine Verbindung mehr zu den angegebenen Seiten herstellen.

oF . Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschun
@ Bundesagentur filr Arbeit . s oe S Moo o borin 7o, rox oo 783255


http://www.bmgs.bund.de/cln_040/nn_600110/DE/Presse/Pressemitteilungen/Presse-BMAS-2005/PM-29-11-2005bmas-1,param=.html
http://www.bmgs.bund.de/cln_040/nn_600110/DE/Presse/Pressemitteilungen/Presse-BMAS-2005/PM-29-11-2005bmas-1,param=.html

Anderung SGB |11 — Seite 2

@ Bundesagentur fiir Arbeit

Institut fiir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
Regensburger Strale 104, 90478 NOrnberg, Tel.: 0911/179-0, Fax: 0911/179-3258



	Bundeskabinett billigt Gesetzesänderungen in der Arbeitsmarktpolitik  
	Erste Koalitionsvereinbarungen umgesetzt 


